
19

OstschweizMittwoch, 8. Dezember 2021

Denkmalpflege unter Abbruchgefahr
Der Entscheid über schützenswerte Bauten soll den St.GallerGemeinden überlassenwerden.Heimatschutz und Fachverbändewehren sich.

Marcel Elsener

«Sonicht!DieseVorlage geht in
eine völlig falscheRichtungund
muss zurück andenAbsender.»
KathrinHilber,PräsidentinHei-
matschutzSG/AIundehemalige
SP-Regierungsrätin, sagte am
DienstagdervomKantonSt.Gal-
lengeplantenGesetzesänderung
zur Denkmalpflege den Kampf
an. Nachdem ihr Verband den
Protest gegendasVorhaben,die
nationalen und kantonalen
Schutzobjekte künftig den Ge-
meinden zu überlassen, bereits
imOktober formuliert hatte, er-
hält ernunSupport vonweiteren
Schutz-undFachverbändenwie
den Architekturverbänden SIA,
BSA und Werkbund, den Um-
weltorganisationen WWF und
Pro Natura sowie dem Land-
schaftsschutz Schweiz.

Um die drohende Schwä-
chung der Denkmalpflege zu
verhindern, müssten die Ver-
bände jetzt vereint ihre Verant-
wortung wahrnehmen, sagte
Hilber an einer Medienkonfe-
renz inder St.GallerLokremise,
einem Industriedenkmal von
nationalerBedeutung, das einst
einemPostverteilzentrumhätte
weichen sollen. Statt spätermit-
tels Referendum oder Rechts-
mitteln könne die «Fehlent-
wicklung»nochaufpolitischem
Weg verhindert werden – Mitte
Januar tagt die vorberatende
Kommission,Mitte Februar be-
rät derKantonsratdieVorlage in
erster Lesung.

«DieGemeindensind
überfordert»
Die Kantone dürften ihren
Schutzauftrag «nicht einfach
nach unten an die Gemeinden
delegieren», unterstrich Martin
Killias,PräsidentSchweizerHei-
matschutz.DiemeistenGemein-
den seien mit dem Denkmal-
schutz fachlich und aufgrund
ihrer Nähe zur Bauwirtschaft
überfordert.DemKantonSt.Gal-
len drohe mit der Kommunali-
sierung ein «explosives Ge-
misch», sagte der frühere Straf-

rechtsprofessor, der auch ander
Universität St.Gallen lehrte.
Dies, weil der Kanton vor zehn
Jahren das Verbandsbeschwer-
derechtabgeschaffthatteundso-
mitdieBaukompetenzalleinbei
der Mitwirkung der kantonalen
Fachstelle verblieb. Die Folgen
des abgeschafften Beschwerde-
rechts («ein Sündenfall») seien
in vielen einst schönen und nun
verunstalteten Landstädtchen
wie Altstätten, Rheineck oder
Sargans erkennbar.

DerWegfallder starkenKon-
trollfunktion des Kantons wäre
«bundes- und völkerrechtswid-
rig»,betontederRechtsexperte.
Das Bundesgericht habe die
Kantone schon mehrfach auf
ihrePflichten imDenkmalschutz
hingewiesen, zuletzt im April
2021prononciert andieAdresse
Zugs,dasmit seinerGesetzesre-
vision eine «Bruchlandung» er-
litt.NebstdemLandesrechtgel-
ten lautKilliasüberdiesdie inter-
nationalen Verpflichtungen,
namentlich das Granada-Ab-
kommenzumSchutzdesbauge-
schichtlichenErbes inEuropa.Er
hoffe, St.Gallen könne die «un-
heilvollen» Pläne noch in der
Vorbereitung stoppen, ansons-
ten hätte der Kanton mit Blick
auf das übergeordnete Recht
«ein hohes Prozessrisiko».

WeitwenigerRessourcen
als inVergleichskantonen
Nur eine Minderheit der 77
St.Galler Gemeinden hat eine
eigene Denkmalpflege (wie die
Hauptstadt)oderentsprechende
Fachkommissionen. Die Mehr-
heit könne die Schutzaufgabe
nicht erfüllen,was sich auch bei
der längstüberfälligenNachfüh-
rungder lokalen Inventarezeige,
betontenVertreterderArchitek-
turverbände. Die Liste der ge-
schütztenBauten reichebei den
meisten Gemeinden nur bis
1920, sagte etwa Joshua Loher
vom Werkbund. «Seit hundert
Jahrenwächst die Lückeder un-
geschütztenObjekte,umsogrös-
sere Sorgen muss man sich fürs
baukulturelle Erbe in Zukunft

machen.» Dabei machten die
schützenswerten Bauten ledig-
lichzweibisdreiProzentdesge-
samtenBaubestandesaus.«Ge-
radeweil es sowenig ist,müssen
wir genau hinschauen», sagte
Loher.Diesen fachlichenSchutz
jetzt aufsSpiel zusetzen,komme
ihm vor «wie eine vomAusster-
ben bedrohte Tierart zum Ab-
schuss freizugeben».

Statt die Denkmalpflege zur
«blossenRekursinstanz» zude-
gradieren und zu schwächen,
müsste sie angesichts der wich-
tiger werdenden Baukultur mit
aktuellemFokusaufBestandes-
pflegevielmehrgestärktwerden,
meinendieArchitekten. Seit In-
krafttretendesneuenBaugeset-
zes 2017 ist die Zahl der Bauge-
suche aus den Gemeinden bei
der kantonalen Fachstelle ums
Zwei- bis Dreifache auf 1000
Vorlagenpro Jahrangewachsen.
Mit 360 Fachstellenprozenten
ist die St.Galler Denkmalpflege
seit längerem amAnschlag und
imVergleich zu ähnlich grossen
Kantonen wie Aargau und Lu-
zernoderdemNachbarThurgau
krass unterdotiert.

Dass es für eine sachgerech-
teBeurteilungvonSchutzobjek-
ten kantonale Fachleute brau-
che, zeige sich imDenkmal-wie
im Naturschutz, bekräftigten
VerbandsleutederUmweltorga-
nisationen. Aufgrund der eige-
nen «Leidensgeschichte» von
fehlender Kompetenz oder Un-
willen seitens der Gemeinden
beim Naturschutz sei die De-
legierung der Denkmalpflege
«ein kapitaler Fehler» und
gleichsam «ein Freipass für die
Abrissbirne», sagte WWF-Ge-
schäftsführer Lukas Indermaur.

Gemeindeverbanddrängte
aufGesetzesänderung
DieRevisionseinichtnurkultur-
politisch, sondern auch ord-
nungspolitischein«Unsinn»,er-
klärte die St.Galler Heimat-
schutz-Präsidentin Kathrin
Hilber. «Eine untergeordnete
StaatsebeneüberSchutzobjekte
deroberenunderstnochzahlen-

den Ebene entscheiden zu las-
sen, ist falsch.» Den Vorschlag
durchgebracht habe die St.Gal-
lerGemeindevereinigungVSGP,
auswelchenGründenkönnenur
vermutetwerden–wohl spielten
das im Kanton hochgehaltene
Muster der Gemeindeautono-
mie und die rege Bautätigkeit
speziell auch inderOrtskernver-
dichtung eineRolle.

Um den «nicht durchdach-
tenSchnellschuss»abwendenzu
können, hoffen die Fach- und
Schutzverbände nun zunächst
aufGehörbeidervorberatenden
Kommission. Diese ist an der
Novembersession bestellt wor-
den;präsidiertwirdsievonFDP-
Kantonsrat und Hauseigentü-
merverbandspräsident Walter
Locher. Aufgrund der starken
Lobbies von Bauwirtschaft und
Gemeinden imKantonsratdürf-
te es ein zähes Kräftemessen
werden. Notfalls müsse man
zum Referendum greifen, mei-
nen die Verbände. «Wir sind
kampfbereit», sagte alt Regie-
rungsrätinHilber.AlsSt.Gallerin
müsse sie sich oft «fremdschä-
men», wenn die Baukultur im
Kanton«gegendieVernunftund
eigentlichauchgegendasHerz»
leide. Dabei ginge es doch um
prägende Ortsbilder und Bau-
ten, die für dieMehrheit derBe-
völkerung Identität stifteten.

Andrang junger Afghanen an St.Galler Grenze hält an
1000 irregulär Eingereiste imNovember: TrotzWintereinbruchs hat dieMigration via Züge ausÖsterreich noch zugenommen.

Schnee und Kälte halten die
Flüchtlinge aus Afghanistan,
grösstenteils alleinreisende jun-
ge Männer, offenbar nicht vor
ihrerZugreisenachWesteuropa
ab:Der seit Sommeranhaltende
Zustrom an den Grenzbahnhö-
fenBuchsundSt.Margrethen ist
imNovember weiter gestiegen.
Nachdem im September 354
und imOktober 632 sogenannt
irregulär eingereiste Afghanen
aufgegriffen wurden, waren es
imNovember rund1000Perso-
nen, wie die eidgenössische
Zollverwaltungmitteilt.

GenauereundaktuelleZah-
len liegen erst EndeWoche vor.
Doch hat sich die Situation seit
dem Wintereinbruch nicht wie
erwartet entschärft,wieFlorian
Schneider,Mediensprecher der
St.Galler Kantonspolizei, auf

Anfrage erklärt: «In den letzten
Wochenwar definitiv keineAb-
nahmezuverzeichnen.DieZah-
len sind höher als je zuvor.»

AbMitteDezember
beschleunigteVerfahren
Mitte November hatten Kan-
tonspolizei, ZollOst undMigra-
tionsbehörden an einer grossen
Medienkonferenz in St.Gallen
überdie irreguläreMigrationan
der Rheintaler Grenze infor-
miert. Bis zumWintereinbruch
werdederZustromnochzuneh-
men, dann aber merklich zu-
rückgehen,hiess esdamals.Nun
ist dieser Rückgang trotz der
Schneefälle undnächtlicherMi-
nustemperaturen in den letzten
beidenWochenkeineswegsein-
getroffen. Die St.Galler Polizei
gehe bei ihrer Einsatzplanung

weiterhin«vom jetzigenNiveau
aus, umentsprechendvorberei-
tet zu sein», erklärt Kapospre-
cher Schneider.«EinePrognose
ist aus unserer Perspektive
schwierig zu treffen. Sollten die
Zahlen abnehmen, ist ein Zu-
rückfahren des eingesetzten
Personals einfacher als ein
Nachaufgebot.»

An den bisherigen Erkennt-
nissen über Herkunft, Status
oder Reiseziele der Flüchtlinge
hat sich laut Polizeiangaben
nichts verändert. Nach wie vor
handelt es sich bei denMigran-
tenmehrheitlichumjungeMän-
ner aus Afghanistan, die nach
FrankreichoderEnglandweiter-
reisen wollen. Nur eine kleine
Minderheit – weniger als zehn
Prozent – stellt einAsylgesuch in
der Schweiz. Und nach wie vor

stelle man fest, dass «praktisch
alle Migranten sehr schnell
untertauchen». Die angekün-
digtenverschärftenGrenzkont-
rollen Frankreichs und die dra-
matischeSituationamÄrmelka-
nal, die zum Tod von 27
Bootsmigranten führte, hatten
bis jetzt anscheinend keinen
Einfluss auf die Reiseabsichten
der afghanischen Flüchtlinge.

In einemprovisorischenBe-
arbeitungszentrum auf dem
Buchser IndustriearealOchsen-
sandsollendieZoll- undPolizei-
kräfte sowie Migrationsbehör-
dendemnächst «effizientHand
in Hand arbeiten». Wenn das
Zentrum– abMitteDezember –
in Betrieb ist, werdeman sämt-
licheVerfahrensschritte seitens
der Zollverwaltung und des
Kantons St.Gallen innerhalb

eines Tages erledigen können,
heisst es.

Notfallplanungsoll bis
Frühlingverbessert sein
Die Einrichtung des Bearbei-
tungszentrums gehört zu den
Massnahmen, die der Kanton
aufgrundder zugespitztenLage
an der Grenze getroffen habe,
wie die St.Galler Regierung in
ihrer Antwort auf eine SVP-
Interpellation schreibt. Ausser-
demhabe dieKantonspolizei in
Zusammenarbeit mit dem Fed-
pol bei denösterreichischenBe-
hörden «zur Eindämmung der
Schleppertätigkeit interve-
niert». Zentral seien jedoch die
Verhandlungen mit Österreich
zu einem vereinfachten Rück-
übernahmeabkommen.Dievon
der SVP geforderte Unterstüt-

zungdesZoll- undPolizeiperso-
nals durch die Armee ist für die
Regierung vorläufig kein The-
ma. Bei grossen Migrationsbe-
wegungen sei die Sicherungder
Landesgrenze primär Aufgabe
des Bundes. Aus diesemGrund
werde die gemeinsameNotfall-
planung von Bund und Kanto-
nen imBereichAsyl«überarbei-
tet und aktualisiert».

ImFrühjahr2022 rechnedas
SEM mit Weiterwanderungs-
zahlen, die ähnlich hoch oder
höher sind als jene im Sommer
2021. Die Regierung sei zuver-
sichtlich, wie sie schreibt, dass
bis dann die Notfallplanung zu
Kontrollen an den Landesgren-
zen stehe. «Und damit auch ein
allfälliger Beizug der Armee.»
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Aus dem Schutz entlassenes Industriedenkmal: Die Spinnerei Uzna-
berg soll einem Firmenneubau weichen. Bild: Nik Roth

Villa Gassner in Flums: Trotz der Intervention der Denkmalpflege und
einer Einwohnerpetition vom Abbruch bedroht. Bild: Heimatschutz SGAI

Das im 17. Jahrhundert erbaute Bad Kobelwies in Oberriet wurde trotz
Schutzverordnung vor einigen Jahren abgebrochen. Bild: PD

«Alswürde
maneinevom
Aussterben
bedrohte
Tierart zum
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freigeben.»
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